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Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ge-
hört zu den wichtigsten wirtschaftspoliti-
schen Herausforderungen. Zwar hat die
Beschäftigungslage in Deutschland sich
in Folge der anziehenden Konjunktur leicht
verbessert, aber nach wie vor sind rund
4 Mill. Menschen in Deutschland arbeits-
los. Von dieser Arbeitslosigkeit sind ge-
ring qualifizierte Arbeitnehmer in beson-
derer Weise betroffen. Um die Arbeitslo-
sigkeit im Niedriglohnsegment zu be-
kämpfen, werden derzeit verschiedene
Reformen des Steuer- und Transfersys-
tems diskutiert, die unter dem Begriff
»Kombilohn« zusammengefasst werden.1
Ausgangspunkt dieser Reformdiskussi-
on ist die Diagnose, dass niedrig qualifi-
zierte Arbeitnehmer, wenn sie überhaupt
Arbeitsplätze finden, in vielen Fällen Ein-
kommen erzielen, die nicht existenzsi-
chernd sind oder Transfers an Arbeits-
lose kaum übersteigen. Daher ist der An-
reiz, überhaupt nach Arbeit zu suchen,
gering. Außerdem sind die Tariflöhne in
vielen Branchen in den unteren Lohn-
gruppen so hoch, dass kaum niedrig
qualifizierte Arbeitnehmer eingestellt wer-
den. Kombilohnvorschläge verfolgen das
Ziel, gering qualifizierten Arbeitnehmern
den Arbeitsplatz zu erhalten und denje-
nigen, die bereits arbeitslos sind oder am
Anfang ihres Berufslebens keine Arbeit
finden, zu einem Arbeitsplatz im ersten
regulären Arbeitsmarkt zu verhelfen. Das
geschieht im Wesentlichen, indem die Ar-
beitseinkommen durch ergänzende
Transfers aufgestockt werden. Dadurch
steigen die Anreize, Arbeit auch bei nied-
rigen Löhnen aufzunehmen. Eine erhöh-
te Bereitschaft, Arbeit anzunehmen, führt
nur dann zu höherer Beschäftigung,
wenn hinreichend Arbeitsplätze vorhan-
den sind. Das setzt flexible Löhne voraus.
Dort, wo Tarifverträge zu rigiden und
überhöhten Löhnen im Bereich niedrig
qualifizierter Arbeit führen, sollten Kom-
bilöhne mit einer Tariföffnung verbunden
werden. 
Die grundlegende Idee des Kombilohns,
Arbeit statt Arbeitslosigkeit zu finanzie-
ren, findet sowohl in der Wissenschaft
als auch in der Politik und der Öffentlich-
keit viel Unterstützung. Es gibt aber auch
Kritik. Erstens ist nicht zu vermeiden,
dass es zu Mitnahmeeffekten kommt,
dass also Beschäftigte den Kombilohn
in Anspruch nehmen, obwohl sie auch
ohne Kombilohn nicht arbeitslos wären.
Zweitens besteht die Möglichkeit, dass
Arbeitnehmer, die heute ohne Kombilohn
einer Vollzeitbeschäftigung nachgehen,
es nach Einführung des Kombilohns at-
traktiver finden, zu einer Teilzeitbeschäf-
tigung überzugehen. Denn die Transfers
im Rahmen des Kombilohns reduzieren
den damit verbundenen Einkommens-
verlust. Dem kann man entgegenwirken,
indem der Kombilohn nur gezahlt wird,
wenn die Empfänger aus eigener Kraft
ein gewisses Mindesteinkommen erzie-
len. Ganz ausschließen lassen sich der-
artige Reaktionen jedoch nicht.
Diese Kritikpunkte werfen zum einen die
Frage auf, ob die positiven Beschäfti-
gungswirkungen hinreichend groß sind,
um die negativen Wirkungen zu übertref-
fen. Zum anderen ist zu klären, wie die
Einführung eines Kombilohns sich auf das
Staatsbudget einschließlich der Sozialver-
sicherungen auswirkt. Diese Fragen las-
sen sich nur im Rahmen einer empirischen
Analyse beantworten. Im Rahmen dieses
Beitrags soll der Kombilohnvorschlag von
Fuest et al. (2007a) präsentiert und ana-
lysiert werden.
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1 Vgl. ifo Schnelldienst (2007) und Fuest et al. (2007c)
für eine aktuelle Übersicht über die verschiedenen
Vorschläge. Darüber hinaus werden auch Grund-
einkommens- bzw. Bürgergeldvorschläge wie z.B.
die Konzepte von Althaus oder Mitschke (2004)
(vgl. hierzu auch Fuest et al. 2007b; Fuest und
Peichl 2007) aktuell.Forschungsergebnisse
Der Kölner Kombilohn
Gering entlohnte, beschäftigte und ungekündigte Arbeitneh-
mer sowie in eine gering entlohnte Beschäftigung für min-
destens ein halbes Jahr kommende Arbeitnehmer haben
nach dem Kölner Modell2 Anspruch auf eine steuerliche
Lohngutschrift. Diese wird vom Finanzamt auf der Lohnsteu-
erkarte vermerkt und vom Arbeitgeber mit dem Lohn aus-
bezahlt (Negativsteuerverfahren). Als gering entlohnt gilt für
eine Einzelperson ein Beschäftigungsverhältnis bis zu einem
Bruttolohn von 1 400 € oder einem wöchentlichen Brutto-
lohn von 350 €. Das gesamte Jahreseinkommen der an-
spruchserhebenden Einzelperson oder Bedarfsgemeinschaft
darf das Doppelte der vorhergesehenen Grundbedarfsbe-
träge einschließlich der Zuschläge für außergewöhnliche Be-
lastungen nicht überschreiten.
Nicht getrennt lebende Ehegatten oder alleinerziehende
Elternteile und ihre zum Haushalt gehörenden minderjäh-
rigen, unverheirateten Kinder bilden eine Bedarfsgemein-
schaft. Der monatliche Grundbedarf wird einschließlich
von pauschalierten Kosten der Warmmiete oder Warm-
nutzungskosten von Wohnungseigentum festgelegt auf
700 € für den Haushaltsvorstand, 500 € für den anderen
nicht getrennt lebenden Ehegatten sowie 300 € für jedes
zur Bedarfsgemeinschaft gehörende Kind (zuzüglich Kin-
dergeld). Die Beträge für den Grundbedarf erhöhen sich
in Fällen außergewöhnlicher Belastung. Der Gesamtan-
spruch ist auf 20 000 € pro Jahr begrenzt. Die Lohnein-
künfte der Einzelperson oder der Bedarfsgemeinschaft
werden mit 50% des Bruttolohns auf die Grundbedarfs-
beträge und die Zuschläge für außergewöhnliche Belas-
tung angerechnet (Transferentzugsrate). Der gleiche Satz
gilt für den Gesamtbetrag anderweitiger Einkünfte. Hier-
zu zählen neben sämtlichen anderen Einkunftsarten des
Einkommensteuerrechts insbesondere auch anderweitig
empfangene Transferzahlungen. Das gesamte verfügba-
re Einkommen umfasst somit neben den Kombilohnzah-
lungen noch die Hälfte des selbst erwirtschafteten Ein-
kommens.
Darüber hinaus berücksichtigen wir in einigen Varianten die
Option der gemeinnützigen Arbeit (Workfare-Element). Wer
keinen Kombilohn erhält, weil er nicht arbeitet, erhält wei-
terhin die bisherigen Transferleistungen (ALG I, II, Sozialhil-
fe, Wohngeld). Hierfür ist (von erwerbsfähigen Personen)
eine Gegenleistung in Form von gemeinnütziger Arbeit
(35 Stunden pro Woche) zu erbringen. Wird diese Gegen-
leistung nicht erbracht, so reduzieren sich die ausgezahlten
Transferleistungen, wie bereits nach geltendem Recht un-
ter bestimmten Bedingungen möglich, auf 70% des ur-
sprünglichen Niveaus.
Es werden acht Varianten des Kölner Modells simuliert, die
sich anhand dreier (kombinierter) Kriterien unterscheiden. Die
oben beschriebene Basisvariante wird mit »A_50« bezeich-
net. In den »B«-Varianten werden die Grundbedarfsbeträge
gekürzt (600/450/300 €). Die »A,B_60«-Varianten beinhalten
eine Transferentzugsrate von 60% (statt 50%). Schließlich
signalisiert ein »GA« am Ende der Variantenbezeichnung (z.B.
»A_50_GA«), dass die Workfare-Option verwendet wird.
Modellbeschreibung und Datenbasis
Mittlerweile existieren mehrere Steuer-Transfer-Simulations-
modelle für Deutschland.3 Diese unterscheiden sich bezüg-
lich der Schätzung von Aufkommenseffekten häufig nur in
programmiertechnischen Details, da der Gestaltungsspiel-
raum aufgrund des vorgegebenen gesetzlichen Rahmens be-
grenzt ist.4 Eine Besonderheit des hier verwendeten Simula-
tionsmodells FiFoSiM5 ist die Konstruktion einer dualen Da-
tengrundlage unter der Verwendung zweier Mikrodatensät-
ze. Zum einen wird eine 10%-Stichprobe der Lohn- und Ein-
kommensteuerstatistik von 1998 (FAST98) verwendet und
zum anderen das Sozioökonomische Panel (SOEP). Durch
die simultane Verwendung beider Datenquellen können feh-
lende Werte oder Variablen in einer Datenquelle durch Infor-
mationen aus der anderen Datenquelle ergänzt werden. 
Der Aufbau des Modells erfolgt in mehreren Schritten: Zu-
erst ist es erforderlich, die Datenbasis für eine Abbildung des
Status quo aufzubereiten. Dazu wird das Datenmaterial in
zweierlei Hinsicht fortgeschrieben. Zum einen wird die Ent-
wicklung der Steuerpflichtigen nach bestimmten grundle-
genden Strukturmerkmalen nachvollzogen, zum anderen
werden die Einkommen der Steuerpflichtigen nach den ver-
schiedenen Einkunftsarten differenziert fortgeschrieben. Mit
den auf diese Weise angepassten Daten wird zunächst das
aktuell geltende Steuerrecht nachgebildet. Die Simulation
des geltenden Steuersystems bildet das Referenzmodell für
alternative Steuerreformkonzepte, die wiederum mit den an-
gepassten Daten nachzubilden sind.
Die Nachbildung des Steuersystems wird mit der Technik
der Mikrosimulation vollzogen.6 Dazu wird im statischen
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2 Vgl. Fuest et al. (2007a). Hier sind auch ausführliche Berechnungen der
Auswirkungen sowie weitere Varianten zu finden. Die Ergebnisse dort un-
terscheiden sich jedoch teilweise von den hier berechneten Varianten
zum einem aufgrund einer anderen Arbeitszeitkategorisierung im Arbeits-
angebotsmodell und zum anderen aufgrund des hier neu eingeführten 
Mindesteinkommens.
3 Vgl. Peichl (2005) für einen Überblick über Steuer-Transfer-Mikrosimulati-
onsmodelle für Deutschland.
4 Größere Unterschiede zwischen den Modellen ergeben sich insbesonde-
re bei der Modellierung von Verhaltensreaktionen.
5 Das Modell FiFoSiM wird in Fuest et al. (2005) ausführlich dokumentiert.
6 Vgl. Spahn et al. (1992) für eine Einführung in die Technik der Mikrosimu-
lation z.B. die Simulation einzelner Mikroeinheiten mit ihren individuellen
Strukturinformationen ermöglicht eine detaillierte Abbildung der komple-
xen sozioökonomischen, rechtlichen und institutionellen Zusammenhän-
ge des Steuer- und Transfersystems und somit eine Evaluation persönlich
differenzierten Verhaltens.Forschungsergebnisse
Mikrosimulationsmodul des deutschen Steu-
er- und Transfersystems von FiFoSiM die in-
dividuelle Einkommensteuerschuld für jeden
Fall der Stichprobe berechnet. Anschließend
werden die Ergebnisse mit den durch die
Fortschreibung angepassten Fallgewichten
multipliziert und damit auf die Gesamtpopu-
lation hochgerechnet. Genauso werden für
jede betrachtete Reformvariante die indivi-
duell zu leistenden Einkommensteuerzahlun-
gen und die Nettoeinkommen der Steuer-
pflichtigen ermittelt. Auf diese Weise können
sowohl die Gesamteffekte als auch die Aus-
wirkungen auf jeden einzelnen Steuerfall ana-
lysiert werden. 
Um die Effekte auf das Arbeitsangebot zu simulieren, ver-
wenden wir ein diskretes Haushaltsnutzenmodell in An-
lehnung an Van Soest (1995). Dabei handelt es sich um ein
statisches strukturelles Haushaltsarbeitsangebotsmodell,
das die Arbeitsangebotsentscheidung der Haushaltsmit-
glieder als diskretes Problem der Wahl zwischen einer be-
grenzten Anzahl von möglichen Arbeitszeiten betrachtet.
Die Ehepartner treffen ihre Arbeitsangebotsentscheidung
gemeinsam; somit können sowohl Wirkungen auf das Ar-
beitsangebot der Frau als auch auf das des Mannes si-
muliert werden. Eine detaillierte Beschreibung des Simu-
lationsmodells FiFoSiM und dessen Besonderheiten fin-
det sich in Fuest et al. (2005). 
Arbeitsangebotswirkungen
Die Berechnungen der Beschäftigungswirkungen in dieser
Studie konzentrieren sich auf die Auswirkungen eines Kom-
bilohnes auf das Arbeitsangebot.7 Damit dieses Arbeitsan-
gebot sich tatsächlich in höherer Beschäftigung nieder-
schlägt, müssen auch genug Arbeitsplätze vorhanden sein.
Wenn Arbeitslosigkeit auf mangelnde Arbeitsnachfrage in
Folge rigider Löhne zurückzuführen ist, können positive Be-
schäftigungseffekte nur dadurch erreicht werden, dass die
Arbeitskosten gesenkt werden und die Unternehmen ihre
Nachfrage nach Arbeitskräften ausdehnen.
Die Werte in Tabelle 1 geben die gesamten Arbeitsangebots-
reaktionen umgerechnet in Vollzeitäquivalente an. Dieser Ge-
samteffekt setzt sich aus zwei Teileffekten zusammen. Das
ist erstens der Partizipationseffekt. Hier geht es darum, wie
viele Personen (umgerechnet in Vollzeitäquivalente) von
Nicht-Erwerbstätigkeit bzw. Arbeitslosigkeit in Erwerbstätig-
keit wechseln. Der zweite Teileffekt ist der Stundeneffekt.
Er beinhaltet die Veränderungen in der Arbeitszeit bisher Be-
schäftigter (Wechsel von Teilzeit in Vollzeit bzw. umgekehrt).
Der Partizipationseffekt ist deutlich positiv, der Stundenef-
fekt ist im Aggregat negativ. Das erklärt sich dadurch, dass
beim Stundeneffekt manche Haushalte ihre Arbeitszeit er-
höhen, andere sie aber auch reduzieren, um in den Genuss
des Kombilohns zu kommen. In einigen Fällen führt dies für
bestimmte Gruppen sogar zu einem insgesamt rückläufigen
Arbeitsangebot: Verheiratete Frauen reduzieren ohne Ver-
pflichtung zu gemeinnütziger Arbeit in allen Varianten ihr
Arbeitsangebot. Single-Frauen erhöhen ihr Arbeitsangebot
dagegen in nahezu allen Varianten am stärksten. Zu be-
achten ist hierbei weiterhin, dass durch die im Arbeitsange-
botsmodell verwendeten diskreten Arbeitszeitkategorien ei-
ne Erwerbstätigkeit von mindestens acht Wochenstunden
angenommen wird.
Die Kombination aus Variante A und einer Anrechnung von
50% der Einkünfte ist die großzügigste Ausgestaltung des
Kombilohns und führt, wie die Tabellen zeigen, auch zu
den größten Arbeitsangebotseffekten. Zusätzliches Ar-
beitsangebotspotential von ca. 150 000 Vollzeitstellen kann
durch die Verpflichtung zu gemeinnütziger Arbeit erschlos-
sen werden.
Aufkommenswirkungen/Nettokosten
Die Kosten einer Einführung der Kombilohnvarianten nach
Arbeitsangebotsreaktionen werden in Tabelle 2 präsentiert.
Die erste Spalte enthält die Kombilohnzahlungen, die zwei-
te Spalte die eingesparten Transferzahlungen (ALG I, II, So-
zialhilfe, Wohngeld). Vor Arbeitsangebotsreaktionen ändern
sich weder die Einkommensteuerzahlungen noch die Sozi-
alversicherungsbeiträge.
In der Zusammenschau von Arbeitsangebots- und Kosten-
wirkungen zeigt sich, dass mit höheren Kombilohnausga-
ben höhere Arbeitsangebotseffekte zu erzielen sind. Die Ver-
pflichtung zu gemeinnütziger Arbeit kann die Kosten deut-
lich senken. Damit wird die Ausgestaltungsvariante B_50_GA
in etwa kostenneutral finanzierbar. 




(Differenz durch AZ-Verkürzung bisher Beschäftigter)
Paar (M)  Paar (F)  Single (M)  Single (F)  Summe
A_50 31 406  – 17 881  136 192  241 038  390 755 
A_50_GA 153 505  67 927  93 743  229 601  544 776 
B_50 26 753  176  79 922  148 578  255 429 
B_50_GA 165 190  97 443  37 856  139 690  440 179 
A_60 843  – 21 034  91 316  160 343  231 468 
A_60_GA 128 093  68 798  48 917  149 301  395 109 
B_60 6 641  –   5 469  44 525  79151  124 848 
B_60_GA 147 909  94 701  2 442  70 631  315 683 
Quelle: Berechnungen der Autoren.
7 In diesem Modul wird von kompetitiven Arbeitsmärkten ausgegangen, d.h.
es wird von Rigiditäten auf Seiten der Arbeitsnachfrage abstrahiert.Forschungsergebnisse
Verteilungswirkungen
In Tabelle 3 werden die Dezilanteile der äquivalenzgewich-
teten Nettohaushaltseinkommen8 für die einzelnen Varian-
ten nach Arbeitsangebotsreaktionen präsentiert.
Insgesamt sinkt die Ungleichheit gemessen am Gini-Ko-
effizienten durch die Einführung eines Kombilohns, da ins-
besondere die unteren Dezile in allen Kombilohnvarianten
profitieren.
Zusammenfassung
Die Varianten mit gemeinnütziger Arbeit führen zu größeren
Arbeitsangebotswirkungen bei geringeren Kosten pro Arbeits-
platz, allerdings unter der heute schon bestehenden Bedin-
gung, dass allen (arbeitsfähigen) Empfängern von Arbeitslo-
sengeld auch eine Arbeitspflicht auferlegt wird. Der damit ver-
bundene bürokratische Aufwand und die möglicherweise bei
der Organisation der gemeinnützigen Arbeit anfallenden Kos-
ten sind hier nicht berücksichtigt. Nach unseren Berechnun-
gen würden sich etwa 500 000 Personen für gemeinnützige
Arbeit entscheiden.9 Das spricht dafür, dass die Organisati-
onskosten erheblich sein könnten. Diesen Organisations-
kosten stehen allerdings die Werte gegenüber, die im Rah-
men der gemeinnützigen Arbeit geschaffen werden. 
In den Fällen, in denen der Kombilohn zu einem Finanzie-
rungsdefizit führt, ist zu berücksichtigen, dass von den Maß-
nahmen zur Gegenfinanzierung negative Beschäftigungsef-
fekte ausgehen können. Insgesamt zeigen unsere Berech-
nungen, dass Kombilohnmodelle einen wesentlichen Beitrag
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit im Niedriglohnsektor
leisten können, wenn sie mit einer Pflicht der arbeitslosen
Transferempfänger zu gemeinnütziger Arbeit verbunden wer-
den. Wenn darauf verzichtet wird, sind die Beschäftigungs-
wirkungen geringer und die fiskalischen Risiken erheblich.10
Reformen für den Niedriglohnbereich sollten nicht nur aus
ökonomischen, sondern auch aus gesellschaftspolitischen
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Tab. 2
Kosten nach Arbeitsangebotsreaktionen (in Mrd. ) 
Kombilohn +   Transfers –  ESt –  SozVers =  jährliche  Gesamtkosten
A_50 41,18 –  18,42 –  0,23 0,39 22,60 
A_50_GA 42,00 –  25,64  0,96 5,11 10,30 
B_50 24,50 –  12,74 –  0,06 0,24 11,58 
B_50_GA 25,33  – 20,48  1,13 5,21 – 1,49 (Überschuss)
A_60 31,02  – 16,13  – 0,18 – 0,08 15,15 
A_60_GA 31,89 –  23,62  1,01 4,71 2,55
B_60 17,60  – 10,49  – 0,02 – 0,04 7,17
B_60_GA 18,73  – 18,53  1,16 4,94 – 5,90 (Überschuss)
Quelle: Berechnungen der Autoren.
Tab. 3













1  0,49 1,31 1,31 1,27 1,27 1,28 1,28 1,25 1,25
2  2,94 3,61 3,61 3,45 3,44 3,53 3,53 3,38 3,37
3  4,62 5,40 5,40 5,22 5,23 5,29 5,29 5,14 5,14
4  6,07 6,46 6,45 6,35 6,35 6,37 6,36 6,30 6,29
5  7,58 7,74 7,74 7,71 7,72 7,70 7,71 7,68 7,69
6  9,15 9,27 9,28 9,25 9,25 9,23 9,23 9,23 9,23
7  11,02 10,90 10,91 10,91 10,92 10,88 10,89 10,91 10,93 
8  13,63 13,12 13,13 13,23 13,24 13,20 13,21 13,28 13,30 
9  17,25 16,65 16,66 16,81 16,81 16,78 16,78 16,90 16,90 
10  27,25 25,54 25,51 25,79 25,76 25,75 25,72 25,93 25,90 
Gini 0,4080 0,3826 0,3825 0,3880 0,3878 0,3862 0,3861 0,3907 0,3905
Quelle: Berechnungen der Autoren.
8 Wir verwenden die sog. neue OECD-Skala, nach der der Haushaltsvor-
stand mit einem Gewichtungsfaktor von 1, Haushaltsmitglieder über 15Jah-
ren mit 0,5, unter 15 mit 0,3 gewichtet werden. Das Nettoeinkommen ei-
nes Haushalts wird durch den so ermittelten Äquivalenzfaktor dividiert,
um das äquivalenzgewichtete Haushaltseinkommen zu bestimmen.
9 Diese Zahl liegt zwischen den Schätzungen von Bonin und Schneider (2006)
(300 000) und Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung (2005) (700 000).
10 Das bestätigt die Schlussfolgerungen des Sachverständigenrates im Zu-
sammenhang mit seinem Kombilohnkonzept, vgl. Sachverständigenrat
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2005, TZ. 540).Forschungsergebnisse
Gründen darauf ausgerichtet sein, niedrig qualifizierte Be-
schäftigte in den Arbeitsmarkt zu integrieren, statt sie durch
Transfers zu alimentieren. Der Kölner Kombilohn kann ei-
nen spürbaren Beitrag zur Verbesserung der Beschäftigung
und des Lebensstandards der Menschen im Niedriglohnbe-
reich leisten und ist gleichzeitig finanzierbar. 
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